Sonderrundschreiben Teilzeitbeschäftigung

A.
Inhalt und Umfang der Dienstverpflichtung von Teilzeitbeschäftigten

B.
Ermäßigungen der Dienstverpflichtung aus anderen Gründen als Teil​zeitbeschäftigung

1.
Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 20. November 1996 (-5 AZ R 414/95 -Entscheidungsstichwort ,,Teilzeitlehrer auf Klassenreisen").

2.
Dienstordnung für Lehrkräfte, Schulleiterinnen und Schulleiter und sozial-pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vom 8. Juli 1993 (ABl. 5.691), geändert durch Verordnung vom 22. Juli 1998 (ABl. 5.598)

3.
Verordnung über die Pflichtstunden der Lehrkräfte über die Anrechnung dienstlicher Tätigkeiten und über Pflichtstundenermäßigungen (PflStdVO) vom 26.7.1999 (ABl. S.684)

Eine Reduzierung der Dienstverpflichtung aufgrund von Teilzeitbeschäftigung oder aus anderen Gründen wirkt sich nach Maßgabe der folgenden Ausführungen außer auf die Unterrichtsverpflichtung auch auf andere in der Dienstordnung genannte, teilbare Dienstpflichten ermäßigend aus.

Die folgende Aufstellung dient der Verwirklichung der Reduzierungen.

Bei der Umsetzung der Arbeitszeit der Lehrkräfte auf die Tätigkeit an der Schule soll es jedoch nicht an erster Stelle auf eine wöchentliche mathematisch genaue Festlegung des Umfangs einzelner Dienstpflichten ankommen. Die für eine sachgerechte Erfüllung aller schulischen Aufgaben durch das vorhandene Lehrpersonal erforderliche Flexibilität soll so weit wie nötig gewahrt und auf Schulebene für einvernehmlich teambezogene Lösungen genutzt werden.

Das Anliegen der Rundverfügung - die gerechte Umsetzung von Reduzierungen - bleibt dadurch gewährleistet, dass die Reduzierungen insgesamt tatsächlich verwirklicht werden.

A.
Inhalt und Umfang der Dienstverpflichtung von Teilzeitbeschäftigten

1.

Teilzeitkräfte werden neben ihrer Unterrichtsverpflichtung an den sonstigen Tätigkeiten, die einer Lehrkraft obliegen, entsprechend ihrem Beschäftigungsumfang beteiligt, sofern es von der Sache her möglich ist, die betreffende Tätigkeit auf mehrere Personen aufzuteilen (z.B. Pausenaufsichten, Krankheitsvertretungen, Betriebspraktika, Projektwochen). An Elternsprechtagen ist Teilzeitbeschäftigten der geringeren Anzahl zu beratender Eltern entsprechend eine geringere Anwesenheitsdauer abzuverlangen.

Soweit die betreffende zusätzliche Tätigkeit nicht auf mehrere Personen aufteilbar ist, müssen die Teilzeitkräfte diese Aufgabe in vollem Umfang wahrnehmen (z.B. Konferenzen1 Dienstbesprechungen, Prüfungen).

Dies ergibt sich aus dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 20. November 1996 (-5 AZ R 414/95- Entscheidungsstichwort ,,Teilzeitlehrer auf Klassenreisen").
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In den Leitsätzen stellt der 5. Senat fest:

-
Die vereinbarte Unterrichtsstundenzahl beschreibt den zeitlichen Umfang der geschuldeten Arbeitsleistung nur zum Teil.

-
Außerhalb der Unterrichtserteilung geschuldete, jedoch zum Berufsbild der Lehrerinnen und Lehrer gehörende Arbeitsleistungen entziehen sich einer exakten zeitlichen Bemessung. Eine feste Relation zur Zahl der Unterrichtsstunden ist insoweit nicht möglich. Die zeitliche Inanspruchnahme des Lehrers für solche Arbeitsleistungen darf aber nicht unverhältnismäßig sein. Die Anordnung zusätzlich zum Unterricht zu erbringender Dienst hat billigem Ermessen zu genügen.

-
Es liegt keine Ungleichbehandlung i.S.d. § 2 Abs. 1 BeschFG vor, wenn eine mit 20 von 26 Wochenstunden Unterricht teilzeitbeschäftigte Lehrkraft einmal im Jahr eine einwöchige Klassenfahrt durchführt.

Ich bitte die Schulleiterinnen und Schulleiter, eine sich hieraus ergebende übermäßige Inanspruchnahme von Teilzeitkräften schulintern auszugleichen.

Die Schulen sind aufgefordert, unter Einbeziehung der beteiligungspflichtigen Gremien für den Einsatz von Teilzeitkräften nähere Regelungen zu erarbeiten.

Eine entsprechende Beratung der Schulleitungen durch das Staatliche Schulamt erfolgt auf Anfrage.

Bei ihren Entscheidungen sollte die Schulleitung davon ausgehen, dass Teilzeitbeschäftigte grundsätzlich in gleicher Weise zur Teilnahme an Konferenzen verpflichtet sind wie Vollzeitbeschäftigte. In Einzelfällen soll allerdings unbeschadet dieses Grundsatzes geprüft werden, ob eine Befreiung einer teilzeitbeschäftigten Lehrkraft von Teilen einet Konferenz (oder auch bei Prüfungen oder Dienstbesprechungen) möglich ist.

Hinsichtlich mehrtägiger Klassenfahrten sind die rechtlichen Vorgaben zu beachten. Trotzdem ist bei, größerem Zeitaufwand für teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte eine Form des Ausgleichs zu finden. Dies könnte zum Beispiel eine Befreiung von einer eintägigen Veranstaltung sein, sofern dies die schulische Situation zulässt. Sollte es die schulische Situation zulassen, kann auch ein Aussetzen der Beauftragung mit einer Klassenleitung möglich sein.

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit des Einsatzes teilzeitbeschäftigter Lehrkräfte soll auch auf die Pausenaufsichten, Vertretungsunterricht, Anordnung von Mehrarbeit, Betriebspraktika und Projektwochen sowie Elternsprechtage angewandt werden.

Die Übertragung besonderer Aufgaben (z. B. Verantwortlichkeit für Verkehrserziehung, Sammlungsleitung, Sicherheitsbeauftragung) soll grundsätzlich nur mit Zustimmung der Teilzeitkraft erfolgen, es sei denn, eine Beauftragung ist aus dienstlichen Gründen unumgänglich. Die nach § 17 Absatz 5 der Dienstordnung erforderlichen Beteiligungen sind zu beachten. Andererseits darf gemäß § 85e HBG die Ermäßigung der Arbeitszeit nach § 85a HBG das berufliche Fortkommen der Teilzeitbeschäftigten nicht beeinträchtigen, d.h., sie dürfen von der Übertragung von Aufgaben, die evt. für die Übernahme von Funktionsämtern qualifizieren, nicht ausgeschlossen werden. Bei der Verteilung der Unterrichtsstunden auf die Arbeitstage (unterrichtsfreie Tage, Belastung bei Springstunden, Nachmittagsunterricht) sollen die Bedürfnisse der Teilzeitkräfte berücksichtigt werden.

Über den Inhalt der Dienstpflichten schafft die im Bezug zu 2. genannte novellierte Fassung der Dienstordnung Klarheit.
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    II.

Die PfIichtstundenzahl der Lehrkräfte wird bestimmt durch die Schulform, an der die jeweilige

Lehrkraft den größten Teil ihrer Unterrichtsstunden erteilt (§ 1Abs. 2 PflStdVO). Stichtag für die

Bemessung der Unterrichtszahl ist der jeweilige Unterrichtsbeginn des Schuljahres (§1 Abs. 7

PflStdVO).

Ändert sich für eine teilzeitbeschäftigte Lehrkraft die für eine entsprechende vollbeschäftigte Lehrkraft geltende Regelstundenzahl infolge des Einsatzes in einer anderen Schulform oder infolge einer Verordnungsänderung, so erhöht oder senkt sich die von der Lehrkraft tatsächlich zu leistende Arbeitszeit!

Dies gilt auch für die Lehrkräfte, deren Beschäftigungsumfang durch Teilzeitverfügung auf eine bestimmte Stundenzahl festgelegt wurde.

Die sich daraus ergebende Pflichtstundenzahl enthält regelmäßig nicht nur volle Stunden, sondern auch noch einen Stundenbruchteil, der in dieser Form tatsächlich nicht abgeleistet werden kann. Der rechnerische Umfang der Teilzeitbeschäftigung ist dann durch ,,Vorgriff Rückgriff-Regelung" im Laufe des Schuljahres zu verwirklichen.

Der Umfang der Besoldung und der Planstellenanteil bleiben dagegen während des gesamten Bewilligungszeitraumes der Teilzeitbeschäftigung konstant.
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B.
Ermäßigungen der Dienstverpflichtungen aus anderen Gründen als
Teilzeitbeschäftigung

im Bereich des § 1 PflStdVO wird die Dienstverpflichtung der Lehrkräfte in PfIichtstunden bemessen. Außerunterrichtliche Dienstpflichten wie die Aufsichtsführung in Pausen sind dabei noch nicht mitdefiniert, sondern ergeben sich als Annex zur Unterrichtsverpflichtung.

Eine Ermäßigung der Pflichtstundenzahl aus folgenden Gründen bitte ich bei der Bemessung außerunterrichtlicher Pflichten, die nach Zahl und Maß teilbar sind, zu berücksichtigen:

Nachteilsausgleich für Schwerbehinderte gem. § 19 PflStdVO.

Diensterleichterung zur Wiederherstellung der Gesundheit gem. § 20 PflStdVO, sofern die Ermäßigung nicht ausdrücklich auf den Unterrichtsbereich beschränkt ist (vlg. oben I). Dort, wo z.B. eine Befreiung von Pausenaufsichten aber dennoch medizinisch nicht angezeigt ist, bleiben Lehrkräfte und Schulleitungen aufgerufen, zur Verringerung von Mehrbelastungen bei den Kolleginnen und Kollegen einvernehmliche Lösungen zu finden. ich weise darauf hin, dass das Staatliche Schulamt seine Entscheidung über die Diensterleichterung insbesondere bei Änderungen des Gesundheitszustandes oder der dienstlichen Voraussetzungen jederzeit ändern oder aufheben kann.

Altersermäßigungen gem. § 18 PflStdVO (§19 S.3 und 4 PflStdVO)

Anrechnungsstunden für Personalräte.

Anrechnungsstunden aufgrund von Schuldeputaten und Schulleitungsdeputaten.

Schließlich sind Abordnungen zu berücksichtigen.
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